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Nach der Wahl ist vor den Koali-
tionsverhandlungen. Und sie wer-
den stark geprägt sein von den
Wahlkampfversprechen in Sachen
Migration, Abschiebung und Ge-
waltvorbeugung. Die Diskussion
nach den Attentaten durch psy-
chisch auffällige Täter gipfelte u.a.
in der Forderung des CDU-Gene-
ralsekretärs Carsten Linnemann
nach einem Register für „psychisch
Kranke“ bzw. „psychisch kranke
Gewalttäter“. Zahlreiche Verbände,
Angehörige, Betroffene und in der
Psychiatrie Tätige protestierten und
forderten stattdessen das, was in der
öffentlichen Debatte keinen Raum
fand: bessere Hilfen. Vielfach wurde
daran erinnert, dass zwischen 1933
und 1945 schon einmal Menschen
mit psychischen Erkrankungen
vom Staat registriert (und inter-
niert) wurden, viele haben dies am
Ende nicht überlebt.
BERLIN (hin). Die Lage ist kom-

plex. Eine bessere Versorgung kann At-
tentate wie in Magdeburg, Aschaffen-
burg und zuletzt München durch psy-
chisch auffällige Täter nicht zwangsläu-
fig verhindern, aber die Wahrschein-
lichkeit verringern. Während anderer-
seits wohl keiner der aktuellen Vor-
schläge wie Grenzen zu schließen,
Migranten abzuweisen und abzuschie-

ben „den schrecklichen Vorfall von
Aschaffenburg verhindert hätte“, wie es
in einem Brief mit der Überschrift
„Nerven bewahren, Herr Merz“ heißt. 
Zu den Unterzeichnern gehören mehr

als 60 Psychiatrie-Expert*innen, viele
mit Leitungsverantwortung. Als Hinter-
grund der Tat in Aschaffenburg vermu-
tet werde eine eigene schwere trau-
matische Erfahrung (des Täters) vor,
während oder nach der Flucht. „Trau-
matische Erfahrungen betreffen nicht
nur Geflüchtete. Wer Gewalt erlebt, hat
möglicherweise ein höheres Risiko, ge-
walttätig zu werden. Dieser Zusam-
menhang gilt grundsätzlich – vor allem

für junge Männer – und hat eher wenig
mit deren Nationalität zu tun“, heißt es
in dem Brief weiter, in dem sich die Un-
terzeichner gegen „den politischen
Missbrauch dieser komplexen Situa-
tion“ verwahren und fragen: „Warum,
Herr Merz, fordern Sie nicht mehr und
noch sorgfältigere psychiatrische und
psychotherapeutische Diagnostik für
alle Menschen in seelischer Not – egal
welcher Nationalität?“
„Wir treffen keine effektiven Maß-

nahmen dagegen, dass jeden zweiten
Tag eine Frau von ihrem Mann getötet
wird, weil sie ihn verlassen will. Ist es
nicht ein irritierendes Paradox, dass wir
in einer nahezu gewaltfreien Gesell-
schaft solche Nester entsetzlicher Ge-
walt dulden?“ fragte indes der
Hamburger Psychiater und Autor Prof.
Josef Aldenhoff in einem Beitrag für die
Süddeutsche Zeitung. Und machte
deutlich: Nur einige wenige derjenigen
(Geflüchteten), „die Furchtbares erlebt
haben“, werden gewalttätig. Genau sie
wären die Kandidaten für eine „frühzei-
tige, koordinierte und intensive Thera-
pie“. Doch sie werden sie nicht bekom-
men: Asylsuchende haben in Deutsch-

land bis zu 36 Monate nur einen An-
spruch auf eingeschränkte medizinische
Leistungen. „Eine Psychotherapie mit
Schwerpunkt Trauma ist keine einge-
schränkte Leistung, und drei Jahre sind
eine lange Zeit, wenn jemand von Alb-
träumen heimgesucht wird, wenn er al-
lein, unter beengten Verhältnissen, mit
Menschen leben muss, die er nicht
kennt und in vielen Fällen als feindlich
erlebt ...“  
Die Psychosozialen Zentren forderten

entsprechend: das Asylbewerberlei-
stungsgesetz so zu reformieren, dass
Geflüchtete von Anfang an „uneinge-
schränkten Zugang zu Gesundheitslei-
stungen“ erhalten, es flächendeckende
Gewaltschutzkonzepte in Unterkünften
gibt, ergänzt durch Screening-Pro-
gramme, die gefährdete Personen früh-
zeitig identifizieren und in Betreuung
vermitteln sowie durch die Finanzie-
rung von Sprachmittlungskosten. 
Doch statt komplexe Mankos – auch

im allgemeinen psychiatrischen Sy-
stem – zu sehen und zu benennen,
scheint es leichter, über Abgrenzung
und Abschiebung zu reden. Oder über
schnellere Zwangsunterbringungen
psychotisch kranker Menschen und
einen leichteren Austausch von Kran-
kendaten mit Sicherheitsbehörden, wie
es von Seiten der CSU gefordert wurde. 
„Wir brauchen keine Aufweichung

des Arztgeheimnisses, sondern bessere
und intensivere Behandlungsmöglich-
keiten für Betroffene.“ Eine Registrie-
rung sowie eine Aufweichung des
Arztgeheimnisses verringere die Wahr-
scheinlichkeit, dass Betroffene sich
Hilfe suchen und seien „kein geeignetes
Mittel der Gewaltprävention“, stellte
DGPPN-Präsidentin Euphrosyne Gou-
zoulis-Mayfrank in einem Statement
fest, in dem sich die Fachgesellschaft
gegen ein Register wandte. 
Auch die Deutsche Gesellschaft für

Soziale Psychiatrie e. V. äußerte Er-
schrecken über die Rufe nach Registrie-
rung – ausgerechnet 2025, „zum 80.
Jahrestag der Befreiung vom National-
sozialismus und dem Ende des Zweiten
Weltkriegs in Europa“ sowie 50 Jahre
nach der Psychiatrie-Enquete. 

„Nerven 
bewahren“

Die Folgen der Sicherheitsdebatte nach den Attentaten
werden auch die Koalitionsverhandlungen beeinflussen
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Der „Hofnarr“ bekam im Wahl-
kampf unerwartete Popularität, als
der scheidende Bundeskanzler
den Berliner CDU-Kulturminister
als einen eben solchen bezeich-
nete. Unter den Tisch fiel, „dass
Hofnarren hochgeschätzte Perso-
nen“ gewesen seien, „oft bekann-
ter als die Fürsten, an deren Hof
sie dienten“, so Thomas Bock
unter dem Eindruck der Pariser
Ausstellung „le fou“. Eine Ehren-
rettung:         Seite 13

1924 starb der Gründer der Sow-
jetunion, Wladimir Iljitsch Ulja-
now, genannt Lenin, nach
längerem Siechtum. Einer seiner
behandelnden Ärzte kam aus
Hamburg – der Neurologe Prof.
Max Nonne. Eine aktuelle Aus-
stellung im Medizinhistorischen
Museum Hamburg klärt auf, was
Max Nonne mit Kriegszitterern,
der Nazi-„Euthanasie“ und dem
Kunsthistoriker Aby Warburg zu
tun hatte.             Seite 3

Psychisch und physisch schwer
erkrankte Kinder und Jugendliche
haben oft massive Probleme mit
dem Besuch einer Regelschule. In
der Folge bleiben sie oft perspek-
tivlos unbeschult. Die Bochumer
Web-Individualschule unterrichtet
Schülerinnen und Schüler, die
wegen psychischer oder physi-
scher Erkrankung keine Regel-
schule besuchen können. Sie gilt
bundesweit als einzige Schule die-
ser Art. Seite 9

Quiet life, ruhiges Leben
heißt ein Film, der die trau-
matischen Folgen von Mi-

grationspolitik für Kinder thema-
tisiert. Es geht um eine Flüchtlingsfa-
milie, die mit den Auswirkungen des
Resignationssyndroms zu kämpfen
hat. Das Ganze spielt 2018 in Schwe-
den: Natalia, Sergei und ihre beiden
Töchter Alina und Katja sind dorthin
aus ihrer Heimat Russland geflohen.
Nachdem ihr Asylantrag abgelehnt
wurde, fällt Katja in ein mysteriöses
Koma. Die Koproduktion von sechs

Ländern entstand unter der Regie von
Alexandros Avranas. Er wurde durch
einen Artikel über das Resignations-
syndrom im New Yorker zu der Ge-
schichte inspiriert. Das Syndrom
wurde erstmals in Schweden bei Kin-
dern von Asylsuchenden aus ehema-
ligen sowjetischen und jugosla-
wischen Ländern beobachtet, deren
Familien die Abschiebung drohte. In
Schweden wurden seit den 1990er
Jahren Hunderte von Migrantenkin-
dern diagnostiziert. Mehr dazu und
weitere Filmtipps auf Seite 7

Der Film „Quiet life“ thematisiert 
ein mysteriöses Flüchtlings-Syndrom

Alina, die jüngere Tochter, bei einer Anhörung ihrer Familie in Räumen der
schwedischen Ausländerbehörde. Foto: © Les Films du Worso / SFP

Die Resignation der Kinder

Der EPPENDORFER erscheint
in diesem Jahr zweimonatlich zu

folgenden Terminen:
4. März, 6. Mai, 8. Juli,

2. September, 4. November, 
5. Januar 2026.

Anzeigenschluss ist jeweils 10 Tage
vor dem Erscheinungstermin. An-
zeigenpreise und die Mediadaten
entnehmen Sie bitte der Homepage
(www.eppendorfer.de). Angaben zu
Bestellung sowie den Kosten eines
Abonnements finden Sie ebenfalls

dort sowie auf Seite 23. 

Termine & Daten

Bis zu 36 Monate keinen 
Anspruch auf 

Trauma-Psychotherapie
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Aus Berlin gibt es derzeit
wenig Erfreuliches zu be-
richten. Die Verhandlungen

zwischen der Liga der Wohlfahrtsver-
bände und der Senatsverwaltung zum
Berliner Rahmenvertrag sind nach wie
vor festgefahren. Streitpunkte sind die
Ausgestaltung eines neuen Entgeltsys-
tems und die geplante Einführung der
Fachleistungsstunde. Berlin kann zu
Recht stolz darauf sein, dass es sich in
der Zeit der Enthospitalisierung sehr
früh von der Idee außerklinischer sta-
tionärer Strukturen verabschiedet und
zum Beispiel verstärkt auf therapeuti-
sche Wohngemeinschaften mit einem
höheren Betreuungsschlüssel gesetzt
hat. Statistisch schlägt sich dies in der
höchsten Ambulantisierungsquote im
Bundesvergleich nieder. Gleichzeitig
wird von Seiten des
Senats angeführt, dass
mit dem derzeitigen
Vergütungssystem
und den abgestuften
Hilfebedarfsgruppen
die „Freiheit der Leis-
tungserbringer [...]
auch darin [besteht],
Leistungen nicht oder nicht für Assis-
tenzleistungen zu erbringen“. Dies ist
eine starke Unterstellung, wenn man
bedenkt, dass der Grad der Bürokrati-
sierung in der Berliner Eingliederungs-
hilfe den anderer Bundesländer
übersteigt. Möchte z.B. ein Leistungs-
berechtigter von einem Bezirk in einen
anderen ziehen und von einem dort an-
sässigen Träger Unterstützung im am-
bulant betreuten Wohnen erhalten, so
muss dies in zwei Bezirken durch ein
Fachgremium beschlossen werden.
Auch die von der Senatsverwaltung ge-
forderten Sachberichte beschäftigen
die Träger mit der Berechnung von
zum Teil kafkaesken Kennzahlen. Es
bleibt zu hoffen, dass, wenn die Fach-
leistung mit dem damit verbundenen
zusätzlichen Verwaltungsaufwand
kommt, an anderer Stelle Bürokratie
abgebaut wird.
Zum Dauerproblem Maßregelvoll-

zug gab es eine Veranstaltung der
DGPPN mit ausführlichen Vorträgen
zur aktuellen Situation in Berlin. In 
der anschließenden Podiumsdiskussion
wurden viele konkrete Stellschrauben
genannt, an denen es sich zu drehen
lohnt, um die Situation zu verbessern.
Im September 2025 soll ein weiterer
Standort mit 49 neuen Plätzen eröffnet
werden. Dieser Standort wird jedoch
nicht die endgültige Entlastung brin-
gen, die der Maßregelvollzug in Berlin
dringend benötigt. Die Diskutanten

sehen flankierend eine ganze Reihe
weiterer Maßnahmen. Diese zielen vor
allem darauf ab, die Einweisungen zu
reduzieren und die Entlassungen zu er-
höhen: Als Hemmnis werden die Ein-
schränkungen im Berliner PsychKG
bei der Zwangsbehandlung zur Ab-
wendung von Fremdgefährdung ge-
nannt. Nicht alle psychiatrischen
Institutsambulanzen sind zu der drin-
gend notwendigen Kooperation mit
dem Maßregelvollzug bereit, hier be-
steht Verbesserungsbedarf.
Auch die Angliederung forensischer

Abteilungen an allgemeinpsychiatri-
sche Stationen wäre ein interessanter
Weg, um Mitarbeitenden der Allge-
meinpsychiatrie Einblicke in die foren-
sische Arbeit zu ermöglichen und diese
als Arbeitsfeld zu fördern. Nicht zu

kurz kamen auch Vor-
schläge zur Verhinde-
rung der Forensifi-
zierung psychiatri-
scher Patienten. Ne-
ben der Notwendig-
keit von mehr Sprach-
mittlern in den
allgemeinpsychiatri-

schen Kliniken wurde hier auch eine
höhere Akzeptanz schwieriger Klien-
ten seitens der gemeindepsychiatri-
schen Einrichtungen genannt. Diese, so
eine Stimme auf dem Podium, seien
z.B. bei verbalen Aggressionen sehr
viel restriktiver geworden. In der Folge
fielen gerade schwer erkrankte Men-
schen aus dem Hilfesystem heraus. 
Im März 2025 veranstaltet die Berli-

ner Gesellschaft für Soziale Psychiatrie
eine Fachtagung zum Thema Maßre-
gelvollzug. Dort wird auch die Politik
auf dem Podium vertreten sein und sich
der Frage stellen müssen, ob eher Still-
stand verwaltet oder das Problem ernst-
haft angegangen wird.   Ilja Ruhl

Brief aus der Hauptstadt

Über dem Zentrum der Macht: die begehbare Kuppel des Berliner Reichs-
tags. Foto: pixabay

Zwischen Bürokratie 
und Maßregel 

Der Autor arbeitet als Sozialar-
beiter bei einem gemeinde-
psychiatrischen Träger in

Berlin. Er engagiert
sich ehrenamtlich in
der „Berliner Ge-
sellschaft für So-
ziale Psychiatrie“
und ist zudem auch
als Redaktionsmit-
glied der Zeitschrift
„Soziale Psychia-
trie“ tätig.

Betrifft: Abs.

„Berechnung von 
zum Teil kafkaesken 

Kennzahlen“

Warnung: Zusammenhang mit Übergriffen möglich

ADHS-Medikament 
mit Folgen?

Der Ausschuss für Risikobewer-
tung der Europäischen Arzneimit-
tel-Agentur hält einen Zusammen-
hang zwischen dem gegen ADHS
eingesetzten Wirkstoff Atomoxetin
und einem Serotoninsyndrom
sowie aggressivem Verhalten, kör-
perlichen Übergriffen bis hin zu
Mordgedanken für möglich. Ato-
moxetin wird unter dem Handels-
namen Strattera® vertrieben.
Familien und Betreuende sollten
sofort Behandler informieren,
wenn sie signifikante Stimmungs-
änderungen bei den Patientinnen
und Patienten beobachten. Dann
müsse über eine Dosisänderung
oder Beendigung der Behandlung
entschieden werden.

BERLIN (hin). Das Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte
(BfAM) hat die Hersteller angewie-
sen, ihre Fach- und Gebrauchsinfor-
mationen anzupassen. Bestehende
Warnhinweise zu aggressivem Verhal-
ten, Feindseligkeit oder emotionaler

Labilität scheinen nicht ausreichend.
Denn mittlerweile wurden auch
schwerwiegende Fälle beobachtet –
„einschließlich Berichte über körper-
liche Übergriffe, bedrohliches Verhal-
ten und Gedanken, anderen Mitmen-
schen Schaden zuzufügen“.
Auch müssen die Hersteller darauf

hinweisen, dass bei gleichzeitiger An-
wendung von Atomoxetin und ande-
ren serotonergen Arzneimitteln oder
bei Überdosierung über das Auftreten
eines Serotoninsyndroms berichtet
wurde. Das Serotoninsyndrom ist eine
potenziell lebensbedrohliche Reaktion
auf eine übermäßige Serotonin-Akti-
vität im zentralen Nervensystem. Es
tritt häufig auf, wenn serotonerge Me-
dikamente in zu hoher Dosis einge-
nommen oder kombiniert werden.
Atomoxetin ist zur Behandlung der

Aufmerksamkeitsdefizit-/ Hyperakti-
vitätsstörung (ADHS) bei Kindern ab
sechs Jahren sowie bei Jugendlichen
und Erwachsenen als Teil eines um-
fassenden Behandlungsprogramms
zugelassen. Es ist ein sogenannter se-

lektiver Noradrenalin-Wiederaufnah-
mehemmer (NARI). Laut Risiko-
informationen des BfAM vom 7. Feb-
ruar berichtete ein Pharmaunterneh-
men von insgesamt „61 Fällen von
Mordgedanken (englisch: „homicidal
ideation“) und sieben Fällen von Mord
(englisch: „homicide“)“. Der Begriff
„homicidal ideation“ bezeichne Ge-
danken darüber, tödliche Gewalt
gegen eine bestimmte oder unbe-
stimmte Person auszuüben – unabhän-
gig davon, ob es tatsächlich zu einer
Tat kommt. Mordgedanken können
bei Kindern und Jugendlichen ver-
schiedene psychiatrische oder psycho-
logische Ursachen haben. 
In 28 dieser Fälle wurde ein Kausal-

zusammenhang mit Atomoxetin als
möglich beurteilt und in zwei Fällen
als wahrscheinlich. Darunter waren 
27 Fälle, in denen sich die Beschwer-
den nach dem Absetzen des Medika-
ments gebessert haben. In zwei dieser
Fälle traten die Beschwerden wieder
auf, als das Medikament erneut einge-
nommen wurde.
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Auch gegen den Willen wirksam

DGPPN gegen erhöhte 
Hürden für Zwangs-EKT

BERLIN (rd). Für Elektrokrampfthera-
pie (EKT) sollten dieselben Maßstäbe wie
für alle anderen medizinischen Behand-
lungsverfahren gelten. Das gelte auch für
Behandlungen gegen den natürlichen
Willen. Hier sei eine restriktivere, geson-
derte Handhabung weder medizinisch
noch ethisch gerechtfertigt. So lautet die
Bewertung von 17 Expertinnen und Ex-
perten der DGPPN in einer aktuellen Stel-
lungnahme. Hintergrund ist die Tatsache,
dass EKT erwiesenermaßen auch bei Ein-
satz unter Zwang wirksam und verträg-
lich sein könne. Ein erschwerter Zugang
zu EKT für Patienten mit fehlender Ein-
willigungsfähigkeit sei daher nicht ge-
rechtfertigt, da dies zu einer Ungleich-
behandlung führen würde und eine er-
folgversprechende Behandlung ein-
schließlich der Chance auf Wieder-
herstellung der Einwilligungsfähigkeit
verhindern könne. Die Nichtbehandlung

hingegen könne zu weiteren gesundheit-
lichen Schäden führen, so die Argumen-
tation.
Zunächst solle versucht werden, die be-

troffene Person so zu fördern, dass sie zu
einer selbstbestimmten Entscheidung
kommen kann. Zudem wird die bindende
Kraft einer Festlegung in einer Patienten-
verfügung betont. In einem von der
DGPPN veröffentlichten Formular kön-
nen auch Angaben zu einer zukünftigen
EKT gemacht werden. Liegt keine Vo-
rausverfügung vor, müsste der mutmaß-
liche Wille ermittelt werden. Zudem sei
im Einzelfall immer die Verhältnismäßig-
keit zu überprüfen und abzuwägen, ob der
Nutzen das Risiko deutlich überwiegt.
Das vollständige Statement gibt es unter:

www.dgppn.de. Bericht über eine ausführliche
Pro- und Contra-Diskussion des Themas auf
dem DGPPN-Kongress 2017 unter: https://
eppendorfer.de/zwangsweise-ekt/.

BGH untersagt Jugendhilfe-Ersatz

Rechtswidrig in Psychiatrie

KARLSRUHE (epd). Jugendliche mit
vorwiegend Erziehungsdefiziten und ge-
störtem Sozialverhalten dürfen nicht in
der geschlossenen Kinder- und Jugend-
psychiatrie untergebracht werden. Auch
bei Anzeichen einer psychischen Störung
sei die Unterbringung dort rechtswidrig,
wenn bei dem Jugendlichen in erster
Linie erzieherische Maßnahmen, etwa in
einer offenen oder notfalls geschlossenen
Jugendhilfeeinrichtung, angezeigt sind,
entschied der Bundesgerichtshof (BGH)
in einem Beschluss. (AZ: XII ZB 164/
24). Im entschiedenen Fall ging es um
einen 16-Jährigen, der voriges Jahr für
drei Monate in der geschlossenen Kin-
der- und Jugendpsychiatrie untergebracht
war. Seine Mutter und ein Ergänzungs-
pfleger hatten die freiheitsentziehende
Maßnahme nach häufigem Schule-

schwänzen und zahlreichen Unterbrin-
gungen in Jugendhilfeeinrichtungen be-
antragt.
Sowohl das Familiengericht als auch

das Oberlandesgericht Oldenburg be-
gründeten die Unterbringung damit, dass
er lernen müsse, sich an Regeln zu halten.
Es lägen eine Störung des Sozialverhal-
tens und ein „erheblicher Therapiebe-
darf“ vor. Ein Gutachter hatte erklärt, es
gebe Hinweise auf eine Zwangsstörung
und eine „depressive Entwicklung“. Eine
Unterbringung in einer geschlossenen Ju-
gendhilfeeinrichtung kam mangels Plät-
zen nicht in Betracht. Der 16-Jährige
wollte vom BGH feststellen lassen, dass
seine inzwischen beendete Unterbrin-
gung in der geschlossenen Kinder- und
Jugendpsychiatrie rechtswidrig war. Das
hat das Karlsruher Gericht bestätigt.
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Ausstellung: Was ein Hamburger Neurologe mit 
Kriegszitterern, Lenin und der Nazi-„Euthanasie“ zu tun hat

Der Tod des
Revolutionsführers

1924 starb der Gründer der Sowjet-
union, Wladimir Iljitsch Uljanow,
genannt Lenin, nach längerem
Siechtum. Einer seiner behandeln-
den Ärzte kam aus Hamburg – der
Neurologe Prof. Max Nonne, der
sich im 1. Weltkrieg einen zweifel-
haften Ruf bei der Behandlung
schwertraumatisierter Soldaten er-
worben hatte. Nonnes Krankenakte
von Lenin und sein Wirken stehen
im Mittelpunkt der Sonderausstel-
lung „Lenins Tod. Eine Sektion –
Psychiatrie, Pathologie und Propa-
ganda“ im Medizinhistorischen
Museum am Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf, die sich auch
dem grotesken Lenin-Kult widmet.

Woran starb Lenin? Auf
jeden Fall nicht an der Sy-
philis, wie Max Nonne

immer wieder betonen musste. Da
Nonne durch seine Vorlesungen über
Syphilis als Experte auf diesem Gebiet
galt, nährte ausgerechnet seine Anwe-

senheit in Moskau die Gerüchteküche.
Nonnes Patientenakte von Lenin liegen
seine Proteste gegen diese Unterstellun-
gen bei, auch der Brief seines deutschen
Kollegen Otfried Foerster, der bei Le-
nins Tod zugegen war und ihm berich-
tete, der russische Revolutionsführer,
der bereits mehrere Schlaganfälle erlit-
ten hatte, sei an einem epileptischen An-
fall gestorben. Das Autopsieergebnis
habe eine schwerste Sklerose der Ge-

hirnarterien festgestellt.
Dass ausgerechnet Max Nonne an

Lenins Krankenbett gerufen wurde,
hätte man sich im November 1918 nicht
ausmalen können. Deutsche Revolutio-
näre zogen übers Eppendorfer Kran-
kenhausgelände, um Nonne und seinen
Assistenten zu erschießen – aus Rache
für das, was er ihren psychisch erkrank-
ten Soldatenkameraden angetan hatte.
Denn Nonne war ein Verfechter des
Verfahrens, die sogenannten „Kriegszit-
terer“ mittels Hypnose und Stromstö-
ßen wieder fit für die Front zu machen.
Diesem dunklen Kapitel begegnet der
Besucher gleich am Anfang der Aus-
stellung mit Nonnes 11-minütigem
Hypnosefilm von 1917: Zu sehen ist,
wie ein zitternder Mann vom Behandler
erniedrigt wird, denn das gehörte für
den Neurologen zum Konzept: „Ich
habe die Kranken sich stets ganz nackt
ausziehen lassen, denn ich finde, dass
dadurch das Gefühl der Abhängigkeit
bzw. der Hilflosigkeit erhöht wird.“ Er
verglich seine Neurotiker-Behandlung
auch mit der Pferdedressur, seine an-
geblichen Erfolge mit den Wunderhei-
lungen in Lourdes.
1600 Soldaten „behandelte“ Max

Nonne zwischen 1916 und 1918 im Ep-
pendorfer Nervenpavillon. Erst kam die
Hypnose zum Einsatz, und wenn die
nichts nutzte, die sogenannte Kauf-
mann-Methode: Stromstöße sollten die
zuckenden Gliedmaßen, Lippen, Kehl-
köpfe, Kiefer oder Augenlider wieder in
geordnete Bewegungen bringen. Der
Protest gegen diese Brutalität erreichte
sogar den Reichstag. Ein Beschwerde-
brief von Eltern eines Soldaten legt in
der Ausstellung ein erschütterndes Zeug-
nis von den Qualen des mit Strom mal-
trätierten Mannes ab. 
Doch damit nicht genug: Weitere Do-

kumente zeigen Nonne als Befürworter
der NS-Krankenmorde, noch nach dem
Ende des Nazi-Regimes verteidigte er
in Gerichts-Gutachten die in „Euthana-
sie“-Verbrechen verstrickten Kollegen
und rechtfertigte die ihnen zur Last ge-
legten Morde. Er selber bezeichnete
sich in unveröffentlichten Passagen sei-
ner Biografie als Antisemit schon seit

Knabenzeiten. Aber, so Prof. Philipp
Osten, Direktor des Medizinhistori-
schen Museums Hamburg und Organi-
sator der Ausstellung, es gab auch eine
andere Seite: Nach der Entlassungs-
welle jüdischer Mediziner an den Uni-
versitäten und Kliniken 1933 und einem
Südafrika-Besuch wurde er sich offen-
bar über den Charakter des Regimes
klar. Fortan engagierte er sich effektiv
und mit großem Elan für verfolgte jüdi-
sche Wissenschaftler. 
Gleichwohl ist Nonnes Antisemitis-

mus der Brückenschlag zum Themen-
komplex Lenin-Kult in der Ausstellung:
Denn Nonne und der Kunsthistoriker
Aby Warburg waren sich seit ihrer
Schulzeit auf dem Hamburger Johan-
neum in Abneigung verbunden. War-
burg wiederum zeigte sich begeistert
von der 1924 aufgelegten Trauermarke
Lenins, die er als ikonografisches Poster
einordnete. Damit lag er nicht falsch:
Die Marke wurde Vorbild für das legen-
däre Che Guevara-Poster. 

Michael Freitag
Sonderausstellung „Lenins Tod. Eine

Sektion – Psychiatrie, Pathologie und Pro-
paganda“, Medizinhistorisches Museum
Hamburg im Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf, Fritz-Schumacher-Haus
(Gebäude N30b), Öffnungszeiten Mi, Sa
u. So jeweils 13 bis 18 Uhr, bis 21.1.2026

Der Pantostat wurde im 1. Weltkrieg zur „Behandlung“ traumatisierter Soldaten
mit schmerzhaften Stromschlägen eingesetzt. Erzeugt wurden auf- und abschwel-
lende Reize mit Spannungen von bis zu 60 Volt bei Stromstärken von maximal
100 Milliampere. Die Kaufmann-Methode war gefürchtet. Gerichtsmediziner
warnten vor tödlichen Komplikationen der Behandlung. Das Bild zeigt einen
österreich-ungarischen Unterarzt mit dem Gerät. Der Stern am Kragen weist
ihn als Fähnrich aus. Fotos (4): Medizinhistorisches Museum Hamburg

BREMEN (frg). Über 600.000 Sol-
daten des deutschen Feld- und Besat-
zungsheeres erkrankten während des
1. Weltkriegs psychisch, hinzu kamen
ZivilistInnen, die infolge der Kriegs-
folgen seelisch Schaden nahmen. Wel-
che Herausforderungen dies für das
Gesundheitswesen mit sich brachte,
verdeutlichte eine am 9. März zu Ende
gegangene Sonderausstellung im
Krankenhaus-Museum am Klinikum
Bremen-Ost, für die die Historikerin
Maria Hermes-Wladarsch die wissen-
schaftlichen Grundlagen lieferte. Sie
erforschte die Geschichte des Bremer
St. Jürgen-Asyls, heute Klinikum Bre-
men-Ost, das schon während des
Weltkrieges die zentrale psychiatri-
sche Klinik in der Hansestadt war, und
gewann bei der Sichtung von 2000 Pa-
tientenakten Einblicke in den Umgang
mit traumatisierten Soldaten und
Menschen an der „Heimatfront“.
Schnell nach Beginn des Krieges

füllten sich sowohl die Reservelaza-
rette als auch die Psychiatrien des
Landes. Das Trommelfeuer in den
Schützengräben traumatisierte die

Männer, die, einer Fluchtmöglichkeit
beraubt, mit dem Zittern des Körpers
reagierten. Was heute als Posttrauma-
tische Belastungsstörung diagnosti-
ziert werden würde, wurde von den
Kriegspsychiatern meist als nicht
kriegsursächlich abgetan. „Schwäche
hatte in der ,Männerprobe der Nation’
keinen Platz. Seelische Erkrankungen
galten als selbstverschuldet. Wer krank
wurde musste, so der Schluss der Psy-
chiatrie, schon vor dem Krieg krank
gewesen sein“, heißt es in der Ausstel-
lung zusammenfassend.
„Die Stressoren für die Soldaten

kann man am 1. Weltkrieg sehr gut er-
klären“, erläutert Maria Hermes-Wla-
darsch. „Die deutschen Soldaten waren
noch sehr jung und hatten wenig all-
gemeine Lebenserfahrung. Und je un-
erfahrener sie waren desto weniger
Resilienz hatten sie. Sie rechneten mit
einem Krieg wie 1871.“ Hinzu kam,
dass sie ein Jahr an der Front bis zum
ersten Heimaturlaub bleiben mussten.
„Die Franzosen wechselten alle paar
Wochen durch.“
Traumatische Neurose und Hysterie

waren die beiden „konkurrierenden“
Diagnosen während des 1. Weltkriegs.
Erstere wurde in Bezug zum Krieg ge-
setzt, letztere nicht. Vom Staat ge-
wünscht war die Diagnose Hysterie,
weil Soldaten damit keinen Anspruch
auf eine Rentenzahlung hatten. Da
Hysterie zudem als spezifisch weibli-
ches Verhalten galt, wurden die trau-
matisierten Soldaten zusätzlich als
Schwächlinge stigmatisiert. 
Ziel der Kriegspsychiater war es, die

Soldaten wieder kampffähig zu ma-
chen. Die berüchtigste Methode war
die der Elektrotherapie durch Strom-
impulse. „Kriegszitterer“ sollten durch
schmerzhafte Elektroschocks als Si-
mulanten entlarvt werden. Im St. Jür-
gen-Asyl wurde diese Methode aber
selten angewandt. „Sie war sehr zeit-
aufwändig und man hatte auch ein

Personalproblem“, so Maria Hermes-
Wladarsch. Die Soldaten litten dort
zudem eher unter Depressionen und
Halluzinationen. Zwar wurden auch
welche zurück an die Front geschickt,
das Hauptziel der Behandlung war
aber ihre Arbeitsverwertungsfähigkeit
an der „Heimatfront“. Im St. Jürgen-
Asyl, 1904 mit einem reformpsychi-
atrischen Ansatz eröffnet, arbeitete
man deshalb hauptsächlich mit passi-
ven Methoden wie der Arbeitstherapie
und der Behandlung im Krankenbett.
Durch Ruhe sollte, so die Vorstellung,
der kranke Geist genesen. Die Klinik
konnte zudem zu einem Schutzraum
werden. Die Ärzte hatten Ermessens-
spielraum, und wenn sie Deserteure
als unzurechnungsfähig einstuften,
konnten diese einer Gefängnisstrafe
entgehen.
Im St. Jürgen-Asyl wurden während

des 1. Weltkrieges weiterhin zivile Pa-
tientInnen behandelt – zu den gleichen
Bedingungen wie die Soldaten. Da-
runter auch Frauen. Der Fall von Eli-
sabeth Zurbonsen habe sie besonders
berührt, meint Maria Hermes-Wla-

darsch. Während ihr Mann im Krieg
war, arbeitete sie als Hilfskranken-
schwester im Reserve-Lazarett Bre-
merhaven, wo sie mit den brutalen
Folgen des Krieges konfrontiert war.
Als ihr Mann schwer verwundet wur-
de, wurde bei ihr eine schwere psy-
chische Erkrankung deutlich und sie
kam ins St. Jürgen-Asyl. Die Diagno-
sen wechselten zwischen Manie, ma-
nisch-depressivem Irresein und Hys-
terie. Ihr Mann überlebte die Verwun-
dung, sie wurde schwanger und gebar
ein Kind, kurz darauf erfuhr sie, dass
ihr Mann an einer erneuten Verwun-
dung gestorben war. Für Elisabeth
Zurbonsen begann eine Psychiatrie-
karriere mit unzähligen Entlassungen
und Wiederaufnahmen. Ihre Kriegser-
lebnisse spielten aber für die Ärzte,
wenig verwunderlich, keine Rolle,
denn ZivilistInnen konnten, so die An-
nahme, nicht aufgrund des Krieges er-
kranken. „Sie hat sich nie mit den
Kriegserfahrungen auseinander setzen
können. Die Knappheit, mit der die
Ärzte über ihre Lebensgeschichte hin-
wegwischten, ist erschütternd.“

Für „hysterische Schwächlinge“ kein Platz
Erster Weltkrieg: Wie Psychiater seelisch verwundete Soldaten stigmatisierten

Kriegszitterer sollten
als Simulanten 
enttarnt werden

Max Nonne 1951 bei der Einweihung seiner Büste im UKE.

Am Tag der Beisetzung Lenins legte die
sowjetische Post die erste Trauer-Brief-
marke der Postgeschichte auf. Sie
wurde zum weltweit kopierten Vorbild
der Darstellung linker Helden. 

In dieser Akte aus dem Jahr 1923, im
UKE-Archiv entdeckt, befanden sich
Max Nonnes Unterlagen über seinen
Patienten Lenin: Telegramme, Visiten-
karten, Briefe und der Sektionsbefund.
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